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Beschlussvorschlag: 
Der beiliegenden Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen für den Verkehr mit Taxen in der Wissenschaftsstadt Darmstadt (Taxitarif) 
wird zugestimmt. 
 
 

 

Anlagen: Änderungsverordnung zum Taxitarif vom 23.4.2003 
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B e g r ü n d u n g: 
 
Die jetzige Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen für 
den Verkehr mit Taxen in der Wissenschaftsstadt Darmstadt wurde vom Magistrat am 
23.04.2003 beschlossen und trat mit Wirkung vom 01.08.2003 in Kraft. 
 
Mit Schreiben vom 19.12.2006 stellt die Taxifunk e.G. Darmstadt einen Antrag auf Erhöhung 
des geltenden Tarifs sowie auf Erweiterung des Tarifgeltungsbereiches auf den Landkreis 
Offenbach. 
Ausgeführt wird hierbei, daß der derzeitig gültige Taxitarif aus dem Jahre 2003 stammt und 
die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung sowie die enormen Preissteigerungen und die 
allgemeine Kostenlage eine maßvolle Anpassung der Tarifstrukturen notwendig erscheinen 
lassen.  
 
Die letzte Erhöhung erfolgte zum 01.08.2003, so daß nunmehr eine Tariferhöhung nach 3 ½ 
Jahren von 1,60 Euro auf 1,80 Euro (Kilometerpreis) gerechtfertigt erscheint.  
Auch die Grundpreiserhöhung von 2,00 Euro auf 2,10 Euro ist moderat und 
genehmigungsfähig. 
Gemäß § 51 Abs. 3 in Verbindung mit § 14 Abs. 2 Personenbeförderungsgesetz wird vor der 
Entscheidung über eine Tariferhöhung ein Anhörverfahren gefordert. Die betreffenden 
Verbände und Institutionen sowie ferner auch das Eichamt und das Regierungspräsidium 
wurden angeschrieben und haben gegen die Erhöhung keine Bedenken erhoben. 
 
Darüber hinaus soll künftighin auch der Landkreis Offenbach zu dem Tarifgeltungsbereich 
zählen, da die Praxis der vergangenen Jahre gezeigt hat, dass auch bei Fahrten in den 
nördlichen Bereich eine Tarifsicherheit gegeben sein muss. 
 
Darmstadt, 29.01.2007 
 
Der Dezernent II      Der Dezernent VI 
 
 
 
Wolfgang Glenz      Dieter Wenzel 
Bürgermeister      Stadtrat 
 
 
 
 
 


